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Kommentar  
Manuela Kessler

Bangkok fast wie 
im Krieg 

D-Day in Bangkok: Die Armee hat die 
Bollwerke der Rothemden gestürmt, 
die das Zentrum der thailändischen 
Hauptstadt gut zwei Monate lang 
belagert hielten. Die Anführer der 
Rebellen ergaben sich erst, nachdem 
bereits Tote zu verzeichnen gewesen 
waren – und sie ihre Anhänger dazu 
aufgerufen hatten, den Kampf gegen 
das Establishment fortzuführen. Die 
thailändische Börse, ein riesiges Ein-
kaufszentrum und weitere Gebäude 
gingen daraufhin in Flammen auf. Es 
wurde geplündert, bis der Ausnahme-
zustand eine ungestörte Verfolgung der 
versprengten Rebellen ermöglichte.

Die Front der Rothemden mag fürs 
Erste aufgelöst sein, die Situation aber 
ist ausser Kontrolle. Nirgends zeichnet 
sich eine politische Lösung des Kon-
flikts ab, der nun schon vier Jahre 
andauert – seit dem erzwungenen 
Rücktritt von Premier Thaksin Shina-
watra, dessen hemmungslose Selbst-
bereicherung und Allmachtgelüste 
vielen Thais, vorab den besser gestell-
ten in den Städten, unerträglich wa-
ren. Eine friedliche Volksbewegung, in 
königliches Gelb gekleidet, trieb ihn 
ins Exil. Und von da aus schürt der 
begnadete Populist seither die Ressen-
timents in der ländlichen Unter-
schicht. Und das Establishment hält 
dagegen. Rot gegen Gelb, dann Gelb 
gegen Rot, so wogten die Bewegungen 
und die Kräfteverhältnisse hin und her. 
Und mit jedem Ansturm verhärteten 
sich die Fronten weiter, polarisierte 
sich die Gesellschaft immer mehr. 

Das thailändische Volk ist inzwischen 
so tief gespalten wie in den 70er-Jah-
ren, als eine kommunistische Guerilla 
die Streitkräfte bekämpfte. Die Töne 
hüben und drüben wurden in letzter 
Zeit immer schriller und radikaler. Die 
Aufständischen tauschten ihre roten 
Hemden gegen schwarze Kampfmontu-
ren ein. Jetzt, da das Militär gegen sie 
vorgegangen ist, haben sie auch noch 
Märtyrer. Und einen Grund, Vergel-
tung zu üben. Eine weitere Eskalation 
ist angesichts der Unversöhnlichkeit 
beider Lager absehbar. Von Terror aus 
dem Untergrund, bürgerkriegsähnli-
chen Zuständen ist Thailand nur noch 
einen Schritt entfernt. 

Marie-Hélène Miauton, Artur K. Vogel
Wird es der Wirtschaftskrise, welche die 
Schweiz soeben durchgemacht hat, ähn-
lich ergehen wie der Schweinegrippe? 
Eine angekündigte Katastrophe, die nie 
wirklich eingetreten ist? Das lässt die re-
präsentative Studie «Sophia 2010» des 
Instituts M. I. S. Trend (Bern und Lau-
sanne) vermuten, die der «Bund» heute 
publiziert. Sie hat nur bei einem Drittel 
der Führungskräfte und bei einem Vier-
tel der Gesamtbevölkerung echte wirt-
schaftliche Sorgen zutage gefördert.

Falls es wirklich eine Krise gegeben 
hat, dann waren die Banken sowie die 
USA mit ihrer Subprime-Krise massgeb-
lich dafür verantwortlich. Weder der 
Arbeitsfrieden noch die Konkurrenz-
fähigkeit der Schweiz noch die Kaufkraft 
waren wirklich betroffen. Zuversicht 

herrscht auch, was die Stabilisierung 
oder gar die Reduktion der Arbeitslosig-
keit in den allernächsten Jahren betrifft. 
Wirkliche Sorgen macht man sich nur 
um die Renten. 

Purer Optimismus
Trotzdem ist das Vertrauen in manche 
Institution erschüttert: Der Bundesrat 
erhält schlechte Noten für die Bewälti-
gung jener Affären, welche die Schweiz 
unlängst erschüttert haben. Medien und 
Grossunternehmen haben ebenfalls an 
Vertrauen verloren. Dagegen behalten 
KMU, Nationalbank, Verwaltung und Be-
hörden, vor allem die kantonalen, ein 
gutes Image. Und es gibt keine Mehrhei-
ten für eine radikale Umkrempelung des 
politischen Systems wie etwa die Volks-
wahl des Bundesrates.

Das weltweite Image der Schweiz 
bleibt in vielen Bereichen exzellent; 
dort, wo es beschädigt wurde, wird alles 
wieder in Ordnung gebracht. Bei einer 
Mehrheit herrscht purer Optimismus.

«Business as usual»?
Den Bankern attestieren die Befragten 
jedoch, nicht lernfähig zu sein und 
schon wieder zum «Business as usual» 
zurückzukehren – ausser der Staat ver-
hindere dies durch strengere Regeln. 
Eine Mehrheit der Schweizer fordert 
neue Gesetze für die Finanzindustrie, 
Beschränkung der Bonuszahlungen und 
eine Limitierung der Grösse der Finanz-
institute. Auch Führungskräfte stimmen 
diesen Vorschlägen zu – ausser jenem, 
auch die Gehälter der Chefs zu beschrän-
ken. – Seiten 2 /3

Schlechte Noten für die 
Banken – und den Bundesrat
Repräsentative Umfrage über die Stimmung in der Schweiz nach der Krise. 

Die thailändische Armee hat gestern ge-
waltsam das seit Wochen von oppositio-
nellen Rothemden belagerte Geschäfts-
viertel in der Hauptstadt Bangkok ge-
räumt. Daraufhin weiteten wütende 
Demonstranten die Gewalt auf andere 
Teile der Hauptstadt aus. Sie steckten 
gegen 20 Gebäude in Brand, darunter 
die Börse, Einkaufszentren und Banken 
sowie den Sitz eines Fernsehsenders. 
Die Behörden verhängten eine nächtli-
che Ausgangssperre über Bangkok und 
erlaubten Polizisten, auf Plünderer und 
Brandstifter zu schiessen.

Die Schweizer Botschafterin Chris-
tine Schraner Burgener musste ange-
sichts der Unruhen ihr provisorisches 
Büro fluchtartig verlassen und in einem 
Hotel Zuflucht suchen. «Die Lage ist im 
Moment sehr unübersichtlich», sagte die 
Botschafterin. Es befinden sich nach In-
formationen der Botschaft keine Schwei-
zer in Not. Die meisten Touristen haben 
die Hauptstadt verlassen.

Gespräche zwischen der Regierung 
und den Protestführern über eine Ent-
schärfung der Lage waren am Dienstag 
gescheitert. Während der seit Mitte März 
anhaltenden Demonstrationen wurden 
bereits mehr als 70 Menschen getötet 
und fast 2000 verletzt. (sda) 
– Kommentar rechts, Seite 5

Schweizer 
Botschafterin 
geflohen

Das Berner Verwaltungsgericht hat ges-
tern in deutlichen Worten die kantonale 
Erziehungsdirektion kritisiert: Ihre Pra-
xis, Lehrern nach gewissen Weiterbil-
dungen Lohnerhöhungen zu gewähren, 
widerspreche dem Gesetz. Nur bei der 
Neuanstellung dürften Zusatzausbildun-
gen bei der Lohnfestsetzung eine Rolle 
spielen. Weiterbildungen während der 
Anstellung seien nicht mehr lohnwirk-
sam. Eine Lehrerin, deren Lohnerhö-
hungsgesuch abgelehnt worden war, 
hatte das Gericht angerufen. Dieses wies 
nun nicht nur ihre Beschwerde ab, son-
dern übte Grundsatzkritik an der Lohn-
praxis des Kantons. (sw) – Seite 29

Lehrerlöhne in Bern 
zum Teil zu hoch 

Wetter/Leserbriefe – 9 
Börse – 17
Todesanzeigen/Danksagungen – 30/38
Fernsehen & Radio – 31
Berner Kultur – 38
Kinoprogramm – 43

Service

Besucherzahlen des Zentrums Paul Klee tauchen auf neuen Tiefstand

Foto: Adrian Moser

2009, im vierten Betriebsjahr, wollten noch 122 000 Personen die Ausstellungen im Zent-
rum Paul Klee sehen. Die Besucherzahl hat sich damit seit 2006 halbiert. Zentrumsdirektor 
Juri Steiner ist jedoch zuversichtlich, die Abwärtsspirale aufhalten zu können. (db) – Seite 23

Heute im «Bund»

Neuer SRG-Generaldirektor
Roger de Weck polarisiert

Die Wahl de Wecks wirft hohe Wellen –   
und wird in gewissen Kreisen sogar als 
Provokation empfunden. Gewarnt wird  
vor politischen Grabenkämpfen. — Seite 6

Gesundheitskosten 
Die Räte haben keine Eile

Massnahmen gegen steigende Kranken-
kassenprämien werden frühestens im 
Herbst beschlossen. — Seite 7

Fussball 
Alles bereit für Hitzfelds Team 

Das Walliser Dorf Lens investierte 1 Mil-
lion Franken in seine Fussballanlage, 
um grosse Teams anzuziehen. Ab Mon-
tag bereitet sich das Nationalteam hier 
auf die WM vor. — Seite 21

TV-Meteorologe
Anklage gegen Kachelmann

Die Mannheimer Staatsanwaltschaft er-
hebt Anklage gegen Jörg Kachelmann 

wegen Verdachts auf besonders schwere 
Vergewaltigung. — Seite 32

«Berner Woche»
Komplexe Kilbi

Eine wunderbare Zumutung: die 20. 
Ausgabe der Bad Bonn Kilbi. – Ein nur 
auf den ersten Blick ungleiches Paar: 
Klangkosmonaut Jimi Tenor und Taktge-
ber Tony Allen. – Ein Film, der dem Le-
ben zu sehr ähnelt: «Cosa voglio di più». 
– Ein Museum, das keines ist: das «Mu-
sée du point de vue». — Seite 35–41

Meinung & Analyse

«Neuerdings ist 
alles ambitionier-
ter getaktet – 
Wandern 2.0  
sozusagen.»
Thomas Widmer über die Aufrüs-
tung der Bergwelt zum Aben-
teuer-Spielplatz. – Seite 10
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Zustand der Schweiz – eine Umfrage 

Iwan Städler, Marie-Hélène Miauton 
und Artur K. Vogel
Heute Donnerstag treffen sich rund 800 
Persönlichkeiten – unter ihnen Bundes-
präsidentin Doris Leuthard, Nestlé-Prä-
sident Peter Brabeck und Alinghi-Segler 
Ernesto Bertarelli – in Lausanne zum 
«Forum des 100». Dort diskutieren sie 
über die Wirtschaftskrise und die Her-
ausforderungen für die Zukunft, die sich 
daraus ergeben.

Sie tun dies auf der Grundlage einer 
gross angelegten, repräsentativen Um-
frage des Forschungsinstituts M. I. S 
Trend, Lausanne und Bern, bei 1200 
Schweizerinnen und Schweizern und 
400 Führungskräften aus Wirtschaft, 
Politik, Wissenschaft, Kultur und Ver-
waltung. Die Resultate werden heute 
gleichzeitig im «Bund», im «Tages-Anzei-
ger», in «L’Hebdo» und «Il Caffè» ver-
öffentlicht.

Alles halb so schlimm?
Dabei zeigt sich, dass das Volk die Wirt-
schaftskrise für weniger gravierend hält 
als die Führungskräfte. Im Gegensatz zu 
Letzteren macht es sich mehr Sorgen um 
den ökologischen Zustand des Planeten. 
Das erklärt wohl auch, weshalb das Ver-
trauen in die Banken bei den Führungs-
kräften stärker erschüttert ist als bei der 
breiten Bevölkerung.

39% der Bevölkerung beteuern, das 
Vertrauen verloren zu haben; für ebenso 
viele ist dieses ziemlich erschüttert, wäh-
rend 21% fanden, es sei alles nicht so 
schlimm. Aus einer anderen Umfrage des 
Instituts M. I. S Trend AG geht hervor, dass 
die Bevölkerung durchaus unterscheiden 
kann zwischen den verschiedenen Fi-
nanzunternehmen, dass sie nicht alle in 
denselben Topf wirft und auch nicht 
einen ganzen Berufsstand verurteilt, weil 
einzelne Fehler gemacht haben.

UBS-Rettung umstritten
Die Rettung der UBS stösst auf unter-
schiedliche Reaktionen: Nur 28% der 
Führungskräfte (41% bei jenen, die sich 
zur Linken zählen) zweifeln ihren Sinn 
an, jedoch 52% der Bevölkerung, und 
zwar unabhängig von der politischen 
Einstellung. Am meisten Opposition 

kommt von den Frauen, während sich 
die Jungen besser mit den Vorgängen ab-
finden. Hingegen findet die grosse Mehr-
heit der Führungskräfte und der Bevöl-
kerung, der Bundesrat hätte die Krise 
des Bankgeheimnisses besser vorher-
sehen müssen, statt erst zu reagieren, 
als es zu spät war.

Generell erhält der Bundesrat 
schlechte Noten (siehe Artikel auf Seite 
3). Einzig bezüglich der Rettung der UBS 
attestiert ihm eine Mehrheit, das Prob-
lem gut gemeistert zu haben. Ganz an-
ders beim UBS-Vertrag mit den USA und 
bei der Libyen-Affäre: Sowohl die Füh-
rungskräfte als auch die Bevölkerung 
sind hier der Ansicht, der Bundesrat 
habe schlecht oder gar sehr schlecht 
agiert.

Das Bankgeheimnis ist populärer, als 
man denken könnte: Die Hälfte der Lea-
der und 60% der Gesamtbevölkerung 
wollen retten, was vom Bankgeheimnis 
noch zu retten ist, statt es schlicht und 
einfach aufzugeben. Allerdings zeigt sich 
hier einer der klarsten Unterschiede 
zwischen der Rechten und der Linken in 
der ganzen Umfrage. 

Banker für lernunfähig erachtet
Eine Meinung hingegen wird von allen 
geteilt: dass die Akteure des Finanzplat-
zes von sich aus keine Lehren aus der 
Finanz krise ziehen werden, ohne dass 
der Staat sich einmischt. Linke und 
rechte, Männer und Frauen, Deutsch-
schweizer, Romands und Tessiner sind 
gleicher Meinung; nur 10% denken, der 
Finanzplatz werde die Lektionen 
 lernen.

Kein Wunder also, dass die befragte 
Gesamtbevölkerung sämtliche Massnah-
men befürworten, die in der Umfrage als 
mögliche Szenarien genannt worden 
sind, ob es sich um eine strengere staat-
liche Aufsicht der Banken handelt, die 
Beschränkung der Grösse der Finanz-
institute, Kontrolle und Besteuerung der 
Boni oder eine bessere Einbindung der 
Aktionäre. Und auch die Führungskräfte 
stimmen in allen Punkten zu, ausser 
einem: Die Limitierung der Saläre – von 
der Bevölkerung sehr klar befürwortet – 
findet bei ihnen knapp keine Mehrheit. 

Die Lehren 
aus der 
Finanzkrise
Mit einer besseren Bankenaufsicht und 
einer Bonisteuer wollen Volk und 
Führungskräfte auf die Wirtschaftskrise 
reagieren. Das Bankgeheimnis wollen sie 
aber behalten.

Die Studie «Sophia», initiiert, durchgeführt 
und finanziert durch M. I. S Trend, das 
Institut für Wirtschafts- und Sozialfor-
schung in Lausanne und Bern, erforscht 
jedes Jahr für das «Forum des 100» die 
Meinung des breiten Publikums – ein reprä-
sentatives Sample von rund 500 Deutsch-
schweizerinnen und -schweizern, 500 

Romands und 200 Tessinern zwischen 18 und 
74 Jahren. Diese Disproportionalität ist 
gewählt worden, um die Fehlermarge auf 
+/–4.5% in der Deutsch- und der West-
schweiz und von +/–7% im Tessin zu limitie-

ren. Durch mathematische Gewichtung kann 
sie für die Gesamtstudie auf +/–2.8% 
verringert werden. 

Die 1200 Personen wurden telefonisch 
zwischen dem 18. Februar und dem 5. März 
2010 befragt. Daneben hat «Sophia» 400 
Führungskräfte («Opinionleaders») 
befragt, welche in der Schweiz aktiv sind. Sie 
wurden ausgesucht aufgrund ihrer Reflexio-
nen über die Gegenwart und die Zukunft der 
Schweiz, ihrer Meinungsäusserungen und der 
Position, die sie im öffentlichen Leben der 
Schweiz einnehmen. Um Repräsentativität zu 
gewährleisten, gehören 40% von ihnen der 
Wirtschaft an, 7% stammen aus der Verwal-
tung, 17% aus Wissenschaft und Forschung, 
7% aus der Kultur und 26% aus der Politik. 
42% sind international tätig; 24% üben ein 
politisches Amt in Gemeinde, Kanton oder 
Bund aus. Sie wurden im März mit einem 
Fragebogen befragt; hier beträgt die Fehler-
marge +/–5%. (akv)

Umfrage Die Studie «Sophia 2010»

Volk sorgt sich mehr um die
Umwelt als um die Wirtschaft

TA-Grafik mt / Quelle: M.I.S. Trend
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Marie-Hélène Miauton
Es wäre untertrieben, zu sagen, die 
Schweiz habe in jüngster Zeit gewisse 
Probleme in ihren internationalen Be-
ziehungen gehabt. Die einen haben poli-
tische Gründe (die Libyen-Affäre oder 
die Minarett-Abstimmung), andere fi-
nanzielle. Und die Schweizer sind gene-
rell ungehalten über die Art und Weise, 
wie der Bundesrat sie gehandhabt hat. 
Am negativsten wird, sowohl bei den 
Führungskräften wie bei der Gesamtbe-
völkerung, die Libyen-Affäre beurteilt. 
Viel weniger schlecht scheint die Mina-
rett-Abstimmung aufgenommen zu wer-
den: Vier von zehn Leadern und die 
Hälfte der Gesamtbevölkerung sind hier 
mit der Regierung zufrieden.

Unter den Finanzkrisen wird die Ret-
tung der UBS am positivsten bewertet: 
Zwei Drittel der Leader, aber nur die 
Hälfte der Gesamtbevölkerung sind ein-
verstanden. Sehr schlecht beurteilt wird 
der Bundesrat bei der Handhabung der 
Affäre um die an die USA ausgelieferten 

UBS-Kundendaten. Generell kann gesagt 
werden, dass hier die Führungskräfte 
strenger urteilen als die Bevölkerung und 
die Linken strenger als die Rechten. 

Nicht erstaunlich also, dass am Bun-
desrat fundamentale Kritik geübt wird, 
namentlich ob seiner Unfähigkeit, geeint 
in der Öffentlichkeit aufzutreten, und ob 
seiner Tendenz, lieber zu verwalten als 
strategische Entscheide zu treffen. Es 
gibt also ein echtes Malaise. Das hat auch 
die Umfrage der Zeitschrift „Illustré“ ge-
zeigt, wo sich nur noch 42% der Bürger 
positiv zum Bundesrat äusserten – das 
schlechteste Resultat seit 1992, als diese 
Umfrage gestartet wurde. 

Bundesrat noch nie so schwach
Kritisiert wird vor allem, die Landesre-
gierung sei unfähig, geeint in der Öffent-
lichkeit aufzutreten. Eine Mehrheit 
glaubt, der Bundesrat sei den Herausfor-
derungen einer zunehmend raueren 
Welt nicht gewachsen und kümmere 
sich mehr ums Verwalten als um Strate-
gien. Gut die Hälfte der Befragten findet 
gar, der Bundesrat sei noch nie so 
schwach wie heute gewesen. 

Welche Massnahmen müssten ergrif-
fen werden, um dieser verbreiteten Un-
zufriedenheit Rechnung zu tragen? Eine 
knappe Mehrheit von Volk und Füh-
rungskräften spricht sich für einen auf 
mehrere Jahre gewählten Bundespräsi-
denten aus. Auch die Schaffung eines 
Führungsstabs ausserhalb der Departe-
mente wird begrüsst. Keine Mehrheit 
findet dagegen die Forderung der SVP, 
den Bundesrat künftig vom Volk wählen 

zu lassen. 55% der Bevölkerung und 85% 
der Führungskräfte sind dagegen – 
ausser 50% der Tessiner, die in einer 
Volkswahl der Regierung die Möglich-
keit sähen, vermehrt im Gremium ver-
treten zu sein. 

Insgesamt hat sich aber der Wunsch, 
das politische System der Schweiz zu än-
dern, gegenüber früheren Jahren kaum 
verstärkt. Hingegen hat der Enthusias-
mus für die direkte Demokratie und den 
Föderalismus leicht abgenommen. Die 
Führungskräfte sind weiterhin weniger 
überzeugt von der Neutralität und der 
Milizarmee als die Bevölkerung, deren 
Zustimmung zu diesen Institutionen so-
gar noch zugenommen hat. 

Vertrauen erschüttert
Auch abgesehen vom Bundesrat ist das 
Vertrauen in die politischen Institutio-
nen erschüttert, was mehr als die Hälfte 
der Leader konstatieren müssen. Doch 
muss dieses Resultat mit Vorsicht genos-
sen werden, denn die Folgen der Krise 
auf das politische System werden eher 
als «ziemlich gravierend» denn als «sehr 
gravierend» beurteilt, und nur die Hälfte 
der Führungskräfte sowie vier von zehn 
Befragten aus der Gesamtbevölkerung 
glauben an langfristige negative Ef-
fekte.

Bei aller Kritik geniesst der Bundesrat 
aber immer noch mehr Vertrauen als 
etwa die Finanzmarktaufsicht, Gewerk-
schaften, Arbeitgeberverbände und vor 
allem die Medien. Diesen attestiert nur 
noch eine kleine Minderheit, im Inter-
esse der Gesellschaft zu handeln.

Politische Krise – viel Kritik, 
wenig Änderungswünsche
Der Bundesrat wird scharf kritisiert, am schärfsten für die Libyen-Affäre. Doch 
das politische System als solches wird nicht infrage gestellt.

Krise war voraussehbar

Anteile in %

Leader

Hätte der Bundesrat die Krise des 
Bankgeheimnisses vorhersehen müssen?

Nein,
nicht möglich

Ja, ganz 
und gar

Ja,
eher

Keine 
Antwort

Bevölkerung

58

34

31

30

5

32

10

Das Bankgeheimnis retten

Anteile in %

Leader

Muss man versuchen, das Bankgeheimnis 
zu retten?

Darauf 
verzichten

So viel noch 
zu retten ist

Keine 
Antwort

Bevölkerung

44

36

60

4

53

3

Ja Nein Keine Antwort

UBS-Rettung ist umstritten

Anteile in %

Leader

Sind Sie mit der Rettung der UBS durch den 
Staat einverstanden?

Bevölkerung

69

43

5

52

28

3

Die Finanzwelt soll besser
kontrolliert werden

Stimme zu Stimme nicht zu K. Antw.

Anteile in %

Verschärfte Überwachung der Banken

85

85

Leader

Bevölkerung

Verstärkte Einbindung der Aktionäre
81

76

Leader

Bevölkerung

Kontrolle und Besteuerung der Boni
66

84

Leader

Bevölkerung

Limitierung der Grösse von Finanzunternehmen
53

71

Leader

Bevölkerung

Einkommenslimiten für Unternehmensleiter?
49

78

12

13

9 10

16 8

29

14

38 9

7

23

44

19

Leader

Bevölkerung

Stimmen Sie den folgenden, durch die Krise 
diktierten Massnahmen zu?

Wem die Bevölkerung vertraut

Bevölkerung

Anteile in %

23

Volles Vertrauen Nicht wirklich Überhaupt nichtZiemlich

Konsumentenorganisationen

Schweiz. Nationalbank

Inhaber von KMU

Justiz

Kantonsbehörden

Öffentliche Verwaltung

NGOs

Öffentliche Betriebe

Eidg. Räte

Bundesrat

Gewerkschaften

Arbeitgeberorganisationen

Weko

Wirtschaft allgemein

Schweiz. Grossunternehmen

Europäische Institutionen

Internationale Unternehmen

Finma

Medien

Welchen Akteuren vertrauen Sie, dass sie im Interesse der Gesellschaft handeln?

356 15

30 644 17

19 356 16

26 546 23

18 558 18

16 559 19

15 650 24

16 848 27

12 751 28

3 49 28 10

14 1048 25

9 848 29

9 840 28

7 946 36

10 1242 35

7 1339 36

5 1634 40

5 2028 37

3 45 2129

Wem die Leader vertrauen

Leader

Anteile in %

50 241 5

21 264 12

28 454 14

13 463 20

8 367 22

4 659 30

5 855 31

10 849 32

7 551 36

8 748 35

6 549 39

8 1047 34

10 1441 34

7 1244 37

4 1445 37

4 1639 40

2 1833 46

3 2227 47

18 2556

Volles Vertrauen Nicht wirklich Überhaupt nichtZiemlich

Nationalbank

Inhaber von KMU

Justiz

Kantonsbehörden

Öffentliche Verwaltung

Öffentliche Betriebe

Wirtschaft allgemein

Konsumentenorganisationen

Schweiz. Grossunternehmen

Bundesrat

Eidgenössische Räte

Weko

NGOs

Arbeitgeberverbände

Europäische Institutionen

Finma

Internationale Unternehmen

Gewerkschaften

Medien

Welchen Akteuren vertrauen Sie, dass sie im Interesse der Gesellschaft handeln?
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Kakofonie im Bundesrat – hier an der Luzerner Fasnacht 2009 noch mit Pascal Couchepin (rechts aussen). Foto: Walter Bieri (Keystone)

Diese Ergebnisse der Umfrage müssten 
Politikern in Bern zu denken geben: 
«Der Bundesrat ist unfähig, mit einer 
Stimme zu reden»; «die Mitglieder des 
Bundesrates müssten sich mehr mit Stra-
tegien als mit Verwaltung beschäftigen»; 
«der Bundesrat ist den Herausforderun-
gen einer zunehmend schwierigen Welt 
nicht gewachsen»; «der Bundesrat war 
noch nie so schwach». Sämtliche ge-
nannten Kritikpunkte werden in der 
Umfrage von einer Mehrheit der Bevöl-
kerung und der Führungskräfte unter-
stützt; die Landesregierung erscheint in 
einem lamentablen Zustand, eine Regie-
rungsreform wäre angezeigt. 

Was allerdings erstaunt, ist die Tatsa-
che, dass Jüngere generell weniger kri-
tisch sind als Ältere und die Rechte un-
zufriedener ist als die Linke. Da scheint 
eine Umwertung stattgefunden zu ha-
ben. Bei den Führungskräften urteilen 
die Rechten, die Romands und Tessiner 
sowie die Wirtschaftsvertreter noch 
strenger als die andern. (akv)

Lamentabler Zustand 
der Landesregierung


